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„Unabhängigkeit fordert jeden Einzelnen“
Feiern zum 200-jährigen Bestehen Argentiniens in Tucumán
Mauricio Macri in Tucumán. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) - „Es ist niemals einfach, unabhängig zu sein. Denn dies bringt Verantwortung mit sich, die sich nicht auf den Staat beschränkt, sondern jeden einzelnen Bürger fordert.“ Mit diesen Worten beschrieb Präsident Mauricio Macri bei den Feiern in San Miguel de Tucumán die Herausforderung, die die am 9. Juli 1816 erklärte Unabhängigkeit damals wie heute bedeute.
Bei seiner Rede am Sonnabend vor dem Haus der Unabhängigkeit, wo vor 200 Jahren die Versammlung der Vereinigten Provinzen des Río de la Plata sich von Spanien lossagte, zog Macri in Gegenwart des spanischen Ex-Königs Juan Carlos historische Parallelen: So wie damals die Gründerväter sicherlich Ängste überwinden mussten, um sich vom Mutterland freizumachen, so müssten auch in der Gegenwart die Bürger des Landes Selbstverantwortung übernehmen, um die aktuellen Probleme und Herausforderungen Argentiniens zu meistern.
Zu den Ehrengästen zählten neben dem einstigen spanischen Monarchen die Vizepräsidenten Uruguays und Boliviens, Raúl Sendic und Alvaro García Linera. Die Gouverneure der argentinischen Provinzen waren anwesend außer Adolfo Rodríguez Saá (San Luis), Mario Das Neves (Chubut) und Alicia Kirchner (Santa Cruz).
Der Staatschef versuchte in Tucumán, Optimismus zu verbreiten und die harten sozialen Einschnitte der vergangenen Monate seit seinem Amtsantritt im vorigen Dezember zu rechtfertigen: „Ich will euch sagen, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Jeden Tag bin ich mehr davon überzeugt, dass wir einer unglaublichen Zukunft entgegengehen. Die Inflation ist bereits zurückgegangen.“ Die „sicher harten“ Sparmaßnahmen trügen erste Früchte. Bei seiner jüngsten Reise nach Deutschland habe er eine enorme Bereitschaft gespürt, in Argentinien zu investieren. Gleiches Interesse bestehe auch in China, Frankreich und den USA, versicherte Macri.
Auch habe sich in Argentinien bereits ein neuer Stil des Miteinanders etabliert: „Sieben Monate sind im Vergleich wenig zu den 200 Jahren, die zurückliegen, und den 200 Jahren, die kommen. Aber in diesen Monaten haben wir gelernt, uns einander mehr zuzuhören, und haben den Weg des Fortschritts eingeschlagen.“
Allerdings erschwere das Erbe seiner Amtsvorgänger Néstor und Cristina Kirchner weiterhin den politischen Neuanfang: „Alle Übergänge sind schwierig. Doch dieser ist es in besonderem Maße, weil das Land immer noch unter den Lügen und der Korruption leidet, die uns Woche für Woche beschäftigen.“
Es bedürfe einer grundsätzlich neuen Arbeitsmentalität. An die Adresse der Gewerkschaften gerichtet sagte Macri: „Wir müssen wegkommen davon, dass immer weniger Stunden gearbeitet werden. Jedes Mal, wenn eine Gewerkschaft die Reduzierung von Arbeitszeit durchsetzt, müssen das letztlich die Mitbürger in Form höherer Kosten auffangen - und das ist nicht gut“, warb der Präsident dafür, den Gürtel enger zu schnallen.
Feier vor dem Unabhängigkeitshaus. (Foto: Presidencia)
Macri war bereits am Vorabend in den Nordwesten des Landes gereist. Am Unabhängigkeitsdenkmal in der Schlucht von Humahuaca (Provinz Jujuy) nahm er an einer Nachtwache teil. Er rief seine Landsleute dazu auf, furchtlos wie die Unabhängigkeitshelden zu sein, die in der bergigen Gegend von Jujuy mehrere Schlachten zu bestehen hatten.
Am Sonntag wohnte Macri schließlich dem Platzkonzert hiesiger und internationaler Militärkapellen im Polo-Stadion in Buenos Aires bei. Den vorangegangenen Umzug von Militärformationen auf der Avenida Del Libertador ließ er indes aus, um sich von seinem Reiseprogramm (Deutschland, USA, Jujuy und Tucumán) in der Quinta Olivos zu erholen.
An dem Festzug nahmen unter anderen rund 3000 Veteranen des Malwinen-Krieges von 1982 teil - unter ihnen auch der einstige Oberstleutnant Aldo Rico, der in den 80er Jahren mehrere Rebellionen rechtsgerichteter Militärs gegen Präsident Raúl Alfonsín angeführt hatte. Verteidigungsminister Julio Martínez distanzierte sich von der Präsenz des umstrittenen Ex-Militärs, der zeitweilig auch politische Ämter bekleidete: „Das kam nicht gut an, weil Rico sich gegen Alfonsín und die Demokratie aufgelehnt hat“, so der Minister.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Chaos bei der AFA
Die AFA, der Fußballverband des Vizeweltmeisterlandes Argentinien, bietet in diesen Tagen ein trauriges Bild. Es herrscht Chaos auf allen Ebenen: Unklar ist, wer den Verband eigentlich leitet, unklar ist, wie es weitergehen soll. Luis Segura, der vor zwei Jahren nach dem Tod des langjährigen Verbandschefs Julio Grondona zu dessen Nachfolger gewählt wurde, hat eigentlich bereits schon zweimal seinen Rücktritt erklärt. Doch zuletzt forderte ihn die Justiz auf, zumindest solange im Amt zu bleiben, bis eine neue Spitze gebildet ist. Die Macri-Regierung, die durch Verträge aus der Kirchner-Zeit bis 2019 gebunden ist, Milliardenbeträge für die Übertragung von Fußballspielen im öffentlichen Fernsehen an die AFA zu zahlen, ist zusehends ungehalten. Sie macht die Zahlung der für dieses Jahr zu entrichtenden 2,5 Milliarden Pesos davon abhängig, dass in der AFA nun endlich die angekündigte Normalisierungskommission ihre Arbeit aufnimmt, um Ordnung in das Durcheinander von Führungslosigkeit, veruntreuten Geldern und strukturellem Chaos zu bringen. Die großen Vereine des Landes wollen sich derweil mit der Gründung einer „Superliga“ unabhängiger von der AFA machen.
CFK wehrt sich
Der Streit zwischen Cristina Fernández de Kirchner und der Justiz geht weiter: Am Montag ließ die Ex-Präsidentin durch ihren Anwalt Carlos Beraldi zwei Erklärungen präsentieren. Darin beklagt sie sich, einer „Verfolgung“ ausgesetzt zu sein, deren Ziel es sei, sie ihrer Freiheit zu berauben. Kirchner beteuerte, sich nichts zu Schulden haben kommen lassen. Sie sprach von einer Verleumdungskampagne gegen sie und ihre Familie. Gegen die einstige Staatschefin läuft ein Ermittlungsverfahren wegen verlustreicher Devisengeschäfte der Zentralbank. Zudem werden ihr unrechtmäßige Bereicherung, Fälschung öffentlicher Dokumente und Bestechung vorgeworfen. Zuletzt ließ Richter Claudio Bonadio das Vermögen Kirchners einfrieren (wir berichteten). Die Ex-Präsidentin ging nun ihrerseits in die Offensive und erstattete Anzeige gegen Bonadio und die Abgeordnete Margarita Stolbizer. Letztere hatte Kirchner wegen möglicher Geldwäsche angezeigt. Kirchner wiederum behauptet nun, dass Stolbizer die Informationen, die Grundlage für die Anzeige waren, illegalerweise von Bonadio erhalten habe.
Maradona steht CFK bei
Unterstützung erhielt Cristina Kirchner unterdessen von keinem Geringeren als Diego Maradona. Der einstige Fußballweltstar erklärte in einem Programm des Radiosenders „Conexión Abierta“, man wolle die Ex-Präsidentin einsperren, weil sie gute Politik für das Land gemacht habe. „Die Hand Gottes“ war zu Gast in der Sendung „La Hora de Moreno“, die von Kirchners einstigem Wirtschaftssekretär Guillermo Moreno moderiert wurde. Ebenfalls im Studio war Hebe de Bonafini, die Vorsitzende der Menschenrechtsorganisation „Mütter der Plaza de Mayo“. Maradona definierte sich politisch als „Soldat des Peronismus“. Er sei jederzeit zur Stelle, wenn er gebraucht werde. Auch Bonafini erklärte, man müsse Cristina beschützen - und zwar bereits bevor man Hand an sie lege. Maradona beklagte den gegenwärtigen Zustand Argentiniens: „Ich sehe das Land auf seinen Knien. Ich würde gerne diskutieren, wieso soviel Ungerechtigkeit in so kurzer Zeit geschehen ist“, so „El Diez“ mit Blick auf die Zeit seit Mauricio Macris Amtsantritt als Präsident im Dezember vorigen Jahres.
Botschaft des Papstes
Papst Franziskus hat in seiner Botschaft zur 200-jährigen Unabhängigkeit Argentiniens dazu aufgerufen, das Vaterland „nicht zu verkaufen“. Das Oberhaupt der katholischen Kirche brachte in seinem am vorigen Freitag veröffentlichten Grußwort die Hoffnung zum Ausdruck, dass die Feierlichkeiten zum Staatsjubiläum die „Argentinier stärker machen, um auf dem Weg fortzuschreiten, den die Gründerväter vor 200 Jahren eingeschlagen“ haben. Zugleich öffnete Franziskus die Perspektive in Richtung des „Großen Vaterlandes“ aller Lateinamerikaner, von dem einst die Unabhängigkeitshelden José de San Martín und Simón Bolívar geträumt hätten: „Auch für dieses Große Vaterland beten wir bei unserer aktuellen Feier, damit der Herr es schütze, stark und brüderlicher mache und es vor allen Formen des Kolonialismus verteidige.“
Schoklender teilt aus
Sergio Schoklender, der Ex-Bevollmächtigte der „Mütter der Plaza de Mayo“, hat mit Amado Boudou und José López zwei Mitglieder der einstigen Regierung bezichtigt, sich an dem Sozialwohnungsbauprogramm „Sueños Compartidos“ (Gemeinsame Träume) bereichert zu haben. Im Prozess, bei dem Schoklender angeklagt ist, in seiner Eigenschaft als Manager des Bauprojekts öffentliche Gelder veruntreut zu haben, sagte er: „Staatsfunktionäre wie Boudou und López haben nach meinem Ausscheiden die Kassen der ‚Madres‘ zum persönlichen Vorteil geleert.“ Boudou war 2011, als der Skandal um „Sueños Compartidos“ publik wurde, Wirtschaftsminister. López, der zuletzt spektakulär mit neun Millionen Dollar an einer Klostermauer verhaftet wurde, fungierte als Staatssekretär im Infrastrukturministerium. Schoklender machte mit seinen Anschuldigungen auch vor seiner einstigen Gönnerin, der Madres-Vorsitzenden Hebe de Bonafini, nicht halt: Sie sei mitverantwortlich dafür, dass Stiftungsgelder verschwunden seien. Für sich selber hingegen wies Schoklender alle Vorwürfe der Veruntreuung zurück.
Nonnen im Zwielicht
Der reale Politthriller um Ex-Staatssekretär José López, der in der Nacht des 14. Juni vor einem Kloster mit Bargeld in Höhe von fast 9 Millionen US-Dollar festgenommen wurde, geht weiter: Aufnahmen einer Sicherheitskamera zeigen, dass der einstige Politiker offensichtlich direkte Hilfe der Nonnen erhielt, um das in Säcken verpackte Geld ins Innere der Klosteranlage in General Rodríguez (Provinz Buenos Aires) zu schaffen. Auf dem Mitschnitt ist zu sehen, wie eine der Nonnen kurz nach 3 Uhr nachts López die Tür öffnet und die Beutel entgegennimmt. Staatsanwalt Federico Delgado hat derweil die Ordensfrau Celia Aparicio zum Verhör geladen. Es gilt zu klären, inwieweit sich die Nonnen zu Komplizinnen gemacht haben. (AT/mc)
Meinung
Feiern
Ganz Argentinien hat den zweihundertsten Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung vom 9. Juli 1816 in San Miguel de Tucumán begeistert gefeiert. In der Stadt wurde ein stundenlanger Umzug mit Reitern und Vehikeln vorgeführt, der am Podium vorbeizog. Präsident Mauricio Macri war kurz vorher von seiner Europareise heimgekehrt. Er hatte die deutsche Kanzlerin Angela Merkel (CDU) aufgesucht, mit der er ein Memorandum vereinbarte, das die Belebung der argentinisch-deutschen Beziehungen umschrieb und deutsche Investitionen in Argentinien verheisst. Danach folgte die Europäische Union in Brüssel und schliesslich eine Unternehmerversammlung in Idaho, USA, alles körperlich sehr anstrengend für Macri, der sich vor seiner Reise von einer Herzstörung und einer Verletzung einer Rippe knapp erholt hatte. Trotzdem sass er auf dem Podium und begrüsste die Reiter und Kutschenfahrer. Danach kehrte er heim, erholte sich kurz in der Residenz von Olivos und wohnte auch dem Schluss der Parade in Palermo bei, die am Polo-Spielfeld endete. Alles sehr anstrengend.
Das mag auch dazu beitragen, dass Macri angeblich nicht für seine zweite Amtszeit im Jahr 2019 kandidieren will, die ihm die Verfassung erlaubt. Zwei Amtszeiten in Folge sind verfassungsmässig möglich, seit das Grundgesetz von der verfassunggebenden Versammlung 1994 in Santa Fe geändert wurde wie in den Vereinigten Staaten, allerdings mit einer möglichen Wiederwahl nach beiden Amtszeiten, die in USA verboten ist.
Die Feiern zum zweiten Jahrhundert der Unabhängigkeitserklärung in Tucumán konnten im Fernsehen beobachtet werden. Sie waren teilweise vom Staat finanziert, allerdings viel weniger als unter Cristina Fernández de Kirchner anlässlich der zweihundert Jahre des 25. Mai 1810 vor sechs Jahren, ein Zeichen, dass die jetzige Regierung sparsamer als die vorherige mit Staatsausgaben umgeht. Mehrere Musikanten aus dem Ausland sowie Veteranen des Malwinenkonflikts von 1982 marschierten auf der Avenida del Libertador in Palermo in Schritt und Tritt, die das Pubikum ebenfalls begeisterten. Der Marsch endete auf dem Polospielfeld in Palermo.
Die gesamten Feiern in Tucumán und Buenos Aires zeigten, dass die Argentinier schlechthin ihre Freude beweisen konnten und sich trotz Inflation und Korruption der vorherigen Regierung das Vaterland, Spanisch „La Patria“, als eine Selbstverständlichkeit empfinden, was es vor zweihundert Jahren keinesfalls gab. Damals sprach man Spanisch, Aymara und Quechua, der Warenverkehr und der Transport von Menschen war denkbar beschwerlich, weite Gegenden vom heutigen Argentinien waren vom uruguayischen Caudillo Gervasio Artigas in den heutigen Provinzen Santa Fe und Entre Ríos beherrscht. Der Personen- und Warenverkehr auf Karren und Kutschen war denkbar beschwerlich und zeitraubend. Die Urkunde der Unabhängigkeitserklärung von Tucumán verschwand später, wiewohl Kopien erhalten blieben. In Tucumán war eine neue Nation in der Welt entstanden, die später als solche von anderen Nationen formell anerkannt wurde. Die Versammlung von Tucumán erwies sich als erfolgreiche Initialzündung.
Meinung
Die Lady muss eisern sein
Von Peer Meinert
Theresa May gilt als resolut und durchsetzungsfähig. Wie rigoros sie vorgehen kann, zeigt die neue britische Premierministerin kaum zwei Stunden, nachdem sie im Amt ist. Boris Johnson, der prominente Brexit-Wortführer, der Mann mit den weißblonden Strubbelhaaren, wird Außenminister. Eine dicke Überraschung allemal - aber ist das auch eine gute Entscheidung?
Johnson, der zunächst als Favorit für das Premier-Amt galt, hat erst kürzlich das Handtuch geworfen. Der Populist gilt vielen Abgeordneten als sprunghaft, windig und wenig verlässlich.
Doch Frau May hat einen Makel: Zwar feierte das Brexit-Lager vor drei Wochen einen historischen Sieg, Großbritannien soll aus der EU - doch sie selbst plädierte im Wahlkampf gegen den Brexit, gehörte zum Pro-EU-Lager.
Will sie diesen Makel jetzt dadurch wettmachen, dass sie den wortmächtigen Brexit-Mann ins Kabinett holt? Schließlich tritt sie ja als die große Versöhnerin an, die die tiefen Gräben zwischen Brexit-Lager und Pro-EU-Lager bei den Konservativen zuschütten will. Leicht wird das nicht, ob es mit Johnsons Hilfe leichter wird, bleibt abzuwarten.
Doch zunächst geht es an diesem Mittwoch nicht um knallharte Personalfragen, sondern um eine Zeremonie im Palast. Gemeinsam mit Ehemann Philip trifft May am späten Nachmittag im Buckingham-Palast ein. Ein kräftiger Wind weht in London, Regenwolken stehen am Himmel, doch in glücklichen Minuten schaut die Sonne durch - typisch britisches Wetter. Auch die Prozedur zur Amtsübergabe ist very british: Schnell, pragmatisch und ohne Pomp bringen die Briten solche historischen Stunden hinter sich.
Für die 90 Jahre alte Queen ist das ohnehin Routine: May ist schon der 13. Amtsinhaber in Downing Street, den sie ernennt, nach Margaret Thatcher die zweite Frau.
Bei der entscheidenden Prozedur sind die Queen und May unter sich. Laut BBC fragt die Königin: „Wollen Sie eine Regierung bilden?“ Frau May antwortet: „Ja.“ Alles geht zack, zack, reine Formsache, nüchtern, tränenlos. Die Krise bei den Tories ist im Schnelldurchgang beendet, May darf sich in die Arbeit stürzen.
Die hat es aber in sich. Seit Jahrzehnten steht Großbritannien nicht mehr vor einem so großen und derart explosiven Problemgemisch:
BREXIT: Die Austrittsverhandlungen mit der EU sind das Problem Nummer 1. Ziel ist es, weiterhin den freien Zugang zum EU-Binnenmarkt zu sichern. Doch da beharrt die EU: Das geht nur, wenn auch die Freizügigkeit der Menschen garantiert wird - also die ungehinderte Migration aus EU-Staaten. Das wiederum will May nicht, die schon als Innenministerin eine harte Linie in Sachen Einwanderung vertrat.
WIRTSCHAFT: Wie groß die Brexit-Risiken sind, führt die Bank of England mit ihrem Krisenmanagement vor Augen. Bereits an diesem Donnerstag dürfte die Zentralbank an der Zinsschraube drehen und den Leitzins senken, um die Konjunktur anzukurbeln. Die akute Brexit-Katastrophe bleibt bisher zwar aus, doch die Stimmung ist düster. Unsicherheit herrscht vor allem am Finanzplatz London.
SCHOTTLAND: Das könnte zum heißesten Thema ihrer Amtszeit werden. Edinburgh will in jedem Fall in der EU bleiben. Koste es, was es wolle. Zudem verleiht das Brexit-Votum dem Streben nach Loslösung von London neue Flügel. Schon fasst die schottische Regierung ein zweites Unabhängigkeitsvotum ins Auge. 2014 scheiterte ein Referendum nur knapp, das könnte jetzt anders ausgehen. Großbritannien ohne Schottland - das wäre Mays Alptraum.
Und David Cameron? Normalerweise spricht man ja gut über einen scheidenden Premier. Doch bei Cameron ist das anders. „Die Geschichte wird ihn für den einen riesigen Brexit-Fehlschlag in Erinnerung behalten, den größten außenpolitischen Rückschlag seit Suez“, meint der „Guardian“ unerbittlich. Der Mann habe sein Land verraten. Kein freundlicher Abschied.
Meinung
Randglossen
Ein deutliches Zeichen des demagogischen Populismus der Kirchner-Regierungen war die damalige Einfrierung der Tarife von Gas, Strom und Kanalisation bei gleichzeitiger Inflation. In der Folge müssen jetzt Präsident Mauricio Macri und sein Energieminister Juan José Aranguren nachholen, was damals verhindert wurde. Derzeit werden in den Medien heftige Diskussionen über die Anhebung der Gastarife vermittelt, als ob Argentinien ein Land wäre, das sich über einen Überfluss an Gas erfreuen würde. Die Kirchnerregierung haben Gas und Erdöl gedrosselt, indem sie die Preise kontrollierten und die Erdölunternehmen Forschung und Produktion drosselten. Anstatt Gas nach Chile zu exportieren, ist Argentinien derzeit Kunde chilenischen Pressgases, welches Produkt auch hier importiert werden muss, obwohl es teuer ist. Die Mediendiskussionen betreffen nur die Konsumpreise, nicht die vorherige Politik, die die Förderung verhinderte.
Fußball ist bekanntlich in Argentinien Volkssport. Die Kirchnerregierungen finanzierten den Fußball mit staatlichen Zuwendungen unter dem Motto „Fußball für Alle“ („Futbol para Todos“), anstatt sich nicht einzumischen, damit die kommerzielle Werbung im Fernsehen dafür aufkommt. Dieser Streit hat dazu geführt, dass eine Krise im nationalen Fußballverband AFA ausbrach, in der sich die Klubvertreter um die Zuwendungen stritten. Schließlich schlichtete die Justiz sowie die internationalen Fußballverbände (FIFA für die Welt und Conmebol für Südamerika) den Konflikt, damit die neuen Turniere im August beginnen können, anderenfalls in Argentinien kein Profifußball gespielt werden würde. Unbegreiflich.
„Ich glaube, dass unser Land heute sehr viel stärker ist“, sagte der britische Ex-Premier David Cameron in seiner Abschiedsrede. Im besten Fall verursacht dieser Satz eine Mittelohrentzündung. Verständlich, dass nicht jeder Politiker beim unerwarteten Ende seiner Amtszeit zugeben kann, dass er Mist gebaut hat. Das können nur die guten, und zu denen gehört Cameron nun wirklich nicht. Vielleicht glaubt er aber wirklich, dass ein politisch gespaltenes Land, das sich zudem noch in seine Landesteile aufspalten könnte und in eine Wirtschaftskrise steuert, stärker geworden ist. Briten haben manchmal einen sarkastischen Humor. Cameron meint wohl: Was uns nicht umbringt, macht uns härter.
François Hollande wollte alles etwas weniger prätentiös als sein Vorgänger Nicolas Sarkozy. Hollande kürzte sein Präsidentengehalt bei Amtsantritt um 30 Prozent, und auch sonst kein Vergleich zum pompösen Stil von Sarkozy und dessen Gattin Carla Bruni. Doch jetzt hat eine Zeitschrift auch Hollande als Verschwender demaskiert. Sein persönlicher Friseur verdient rund 10.000 Euro pro Monat, nur 5000 weniger als der Präsident selbst. Viel ist das nicht für einen Coiffeur, der 24 Stunden im Dienst sein muss, seinen Salon in Paris aufgab und nun auch Staatsgeheimnisse hüten soll. Die Frage ist nur, warum ein Mann mit so spärlichem Haupthaar wie Hollande überhaupt einen persönlichen Figaro braucht.
Wirtschaft
Die Katastrophe von Río Turbio
Omar Zeidán, der von Präsident Macri ernannte Interventor des Kohlenbergwerks in Río Turbio, Provinz Santa Cruz, zu dem das unter der Regierung von CFK errichtete Kraftwerk hinzukommt, hat eine eingehende Untersuchung über das Bergwerk eingeleitet, die zu verheerenden Schlussfolgerungen gelangt ist.
Das Bergwerk befindet sich in einem Zustand der totalen Vernachlässigung, so dass es für die Arbeiter in den Tunnels mit Lebensgefahr verbunden ist. Deshalb wird eben nicht gearbeitet, sodass die Belegschaft kaum etwas zu tun hat. Zeidán weist auf ein kriminelles Manöver hin, dessen Ziel in der Leerung des Unternehmens und der Aneignung der Mittel bestand, die der Staat für den Bergbau bestimmt hat. Das staatliche Kontrollamt Sigen (Sindicatura General de la Nación) hat ermittelt, dass die effektiven Investitionen um 60% bis 90% unter dem vorgesehenen Programm lagen. Dies bezieht sich hauptsächlich auf die Tunnels für die Gewinnung von Kohle. Hinzu kommt noch die Aufdeckung eines Systems von Käufen, das nur die Absicht hatte, sich der Mittel anzueignen, die für die Finanzierung von Investitionen bestimmt waren. Ausserdem war die Instandsetzung der Eisenbahn von Río Turbio nach Río Gallegos vorgesehen, die gleichzeitig in eine Eisenbahn für den Tourismus umgewandelt werden sollte. Obwohl für diesen Zweck fast $ 300 Mio. ausgegeben wurden, wurde effektiv überhaupt nichts unternommen.
Zwischen 2005 und 2015 haben die Kirchner-Regierungen $ 26 Mrd. in dieses Staatsunternehmen investiert, davon ca. $ 10 Mrd. in den Jahren 2014 und 2015. Der Gesamtbetrag entspricht zum jeweiligen Wechselkurs über u$s 3 Mrd.
Da das Unternehmen der Provinzverwaltung von Santa Cruz gehört, muss die Provinz für die Ausgaben aufkommen, die die Erhaltung des Unternehmens erfordert. Diese ist jedoch nicht in der Lage, die notwendigen Mittel aufzubringen, nachdem die Provinzverwaltung ohnehin schon pleite ist. Deshalb hatte CFK schon ein Gesetzesprojekt im Parlament eingebracht, das das Unternehmen auf den Nationalstaat übertrug. Drei Mal ist es schon misslungen, dieses Gesetzesprojeket zu behandeln, das im Senat als “das verfluchte Kirchner-Projekt” bezeichnet wird. Die Übertragung würde dem Nationalstaat ein sofortiges Defizit von $ 5 Mrd. aufbürden, zu dem noch jedes Jahr ein unbestimmter Riesenbetrag hinzukommt, der für die Instanzsetzung, für Investitionen und für Deckung des hohen Betriebsdefizites notwendig ist.
Auch wenn die Korruption ausgemerzt wird und das Unternehmen vernünftig verwaltet wird, verbleibt ein hohes strukturelles Defizit, weil der Verkauf der Kohle, die ausserdem qualitativ minderwertig ist und nicht für Hochöfen taugt, die Kosten nicht deckt. Auch mit einem Kraftwerk, das die Kohle an Ort verwendet und somit die sonst hohen Transportkosten bis zum Konsumort spart, geht die Rechnung nicht auf.
Obwohl es sich formell um ein provinzielles Problem handelt, muss die Nationalregierung entscheiden, wie der Fall weitergeht. Das Projekt weiterzuführen ist sinnlos. Die richtige Lösung besteht in der Stilllegung des Bergbaus, mit Entlassung der Arbeitnehmer und Abmontierung des Kraftwerkes, um es irgendwo in der Nähe der Stadt Buenos Aires zu montieren, wo es dazu beitragen kann, die Lücke bei der Stromversorgung zu decken.
All dies wird die Regierung viel Geld kosten. Aber es wäre ein Bruchteil des Betrages, der zur Fortführung der Kohlenbergbaus und des Einsatzes des Kraftwerkes an Ort notwendig wäre. Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende. Doch bisher hat Mauricio Macri kein Wort über diesen Fall geäussert, den er gewiss nicht ignorieren kann. Ob er nicht weiss, was er tun muss, oder einfach wartet, bis die Provinzregierung, also die Gouverneurin Alicia Kirchner, die politischen Kosten für das bittere Ende trägt, ist vorerst sein Geheimnis.
Wirtschaft
Von China werden Kredite für u$s 25 Mrd. erwartet
Produktionsminister Francisco Cabrera ist nach Peking gereist, um an der XX. Zusammenkunft der gemischten argentinisch-chinesischen Kommission teilzunehmen. Er reiste in Begleitung von Handelssekretär Miguel Braun, und der Staatssekretärin für internationale Wirtschaftsbeziehungen des Aussenministeriums, María Cristina Boldoroni. Auf chinesischer Seite nahmen ca. 20 hohe Beamte an den Gesprächen teil. Es wurde alles vorbereitet, damit Präsident Mauricio Macri im September, wenn er nach China anlässlich der Gipfelkonferenz der G 20-Gruppe reist, ein Abkommen mit dem Präsidenten von China, Xi Jinping, unterzeichnen kann, das u.a. chinesische Investitionen in Höhe von u$s 25 Mrd. vorsieht.
So soll im März 2017 mit der Errichtung von zwei chinesischen Kernkraftwerken in Argentinien begonnen werden. Eines soll mit schwerem Wasser tätig sein, mit kanadischer Technologie und einem hohen Anteil lokaler Bestandteile gebaut werden. Das andere sieht einen Reaktor mit leichtem Wasser vor, mit leicht bereichtertem Uran. Beide Kraftwerke sollen u$s 15 Mrd. kosten, von denen 80% von chinesischen Banken finanziert werden soll.
Im März sollen ebenfalls die zwei Wasserkraftwerke in Santa Cruz in Angriff genommen werden, die gegenüber den ursprüglichen Projekten verkleinert wurden, um eventuelle Umweltschäden zu vermeiden. Für dies stellt China enen Kredit von u$s 10 Mrd. bereit.
Im März soll auch die chinesische Anlage für Weltraumforschung in Neuquén fertiggestellt sein, die mit chinesischer militärischer Überwachung gebaut wird. Dem bestehenden Abkommen wurde jetzt eine Klausel zugefügt, die den Einsatz der Station für militärische Zwecke verbietet. Es handelt sich darum, dass China auch eine Anlage in der südlichen Hämisphäre der Welt benötigt, als Komplement der, die sie im eigenen Land betreibt.
Was Investitionen betrifft, so besteht auch ein Projekt, um u$s 5 Mio. in Sonnen- und Windenergieanlagen zu investieren. In diesem Sinn soll unmittelbar eine Ausschreibung für Anlagen im Wert von insgesamt u$s 10 Mrd. durchgeführt werden.
Was den Handelsaustausch betrifft, so sollen die Hemmungen beseitigt werden, die bei argentinischen Lieferungen von Sojaöl, Mais und bestimmten Fischereiprodukten, wie Riesengarnelen (“langostinos”) bestehen. Die Lieferungen argentinischer Lebensmittel sollen bezüglich Rindfleisch, Trauben, Erbsen, Blaubeeren (“arándanos”)u.a. Produkten erweitert werden. Zu diesen Zweck soll das Sanitätsamt der Landwirtschaft SENASA ein Büro in China eröffnen, und das entsprechende chinesische Amt, genannt Acqsic, eines in Argentinien.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,87 gegen $ 15,05 am Mittwoch zuvor, und um 10,89% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 33,97 Mrd. gegen $ 33,42 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.16 bei $ 15,48, zum 30.12.16 bei $ 16,32, zum 31.03.17 bei $ 16,94 und zum 31.05.17 bei $ 17,40. Der Terminkurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 22,33%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,01 für den Ankauf gegen $ 14,86 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 3,09% und liegt 29,72% über Ende 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ gewinnt zur Vorwoche 1,05%, „Argentina 2021“ gewinnt 1,41%, „Argentina 2026“ gewinnt ebenfalls 1,39% und auch „Argentina 2046“ notiert im Plus mit 0,79%. „Bonar 2024“ gewinnen in einer Woche um 0,21%.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,36 (Vorwoche $ 280,75) und bei 24 Karat um $ 400,52 (Vorwoche $ 401,07) gehandelt.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion nimmt zu. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 11.7.16 um 31,57%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 21,53% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 11.7.16 um 25,79% auf $ 1,36 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos nahmen in der gleichen Periode um 23,98% auf $ 874,54 Mrd. zu. Die gesamten Bankdepositen in Dollar stiegen um 46,95% auf u$s 15,52 Mrd., und die Kredite in Dollar um 47,27% auf u$s 8,60 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 64,30% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich 55,41%. In den letzten Wochen sind die Dollarkredite stark gestiegen, was eventuell auch damit zusammenhängt, dass die Pesokredite real gesunken sind, da die Zunahme weit unter der Inflation liegt.
***
Der Index dr Konsumentenpreise, den das INDEC seit einem Monat wieder veröffentlicht, verzeichnet für Juni eine Zunahme von 3,1%, gegen 4,2% im Mai. Dennoch lag im Juni die „Kerninflation“, bei der öffentliche Dienste und saisonale Schwankungen nicht berücksichtigt werden, mit 3% um 0,3 Prozentpunkte über Mai. Im Juni stieg die Sparte „Wohnung und verbundene öffentliche Dienste“ um 7,1%, „Gesundheit“ um 7%, Haushaltsausgaben um 4,7%, Nahrungsmittel und Getränke· um 3,2% und Erziehung um 2,2%.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den eine Oppositionsgruppe der Deputiertenkammer als Durchschnitt mehrerer privater Ermittlungen berechnet, ergab für Juni eine Zunahme von 2,9%, etwas weniger als die 3,5% vom Mai. In 12 Monaten weist der Index eine Zunahme von 45,3% aus. Die Deputierten, die sich jetzt mit dem Thema befassen, gehören vornehmlich der Erneuerungsfront von Sergio Massa an.
***
In der Provinz Córdoba befinden sich 3 Mio. ha unter Wasser, 35% der 8 Mio. ha, die für landwirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden. Dies hat dazu geführt, dass ein Teil der mit Getreide und Ölsaat bebauten Fläche nicht geerntet werden konnte, und Rinder an trockene Orte gebracht werden mussten, was nicht einfach ist und mit einem Gewichtsverlust verbunden ist. Wenn das Wasser nicht bald abfliesst, wird auch die Möglichkeit beeinträchtigt, Getreide und Ölsaat in den nächsten Monaten zu säen.
***
Die Zahl der Auslandsreisenden, die das Land über die Fluhäfen von Ezeiza und Aeroparque verlassen haben, lag im April mit 257.400 Personen um 16,3% über dem geichen Vorjahresmonat. Die Zahl der Einreisenden nahm hingegen nur um 6,1% zu.
***
Der Senat hat das Gesetz über Steuervergünstigung u.a. Förderungsmassnahmen für kleine und mittlere Unternehmen („pymes“) am Mittwoch einstimmig verabschiedet, so dass es unmittelbar in Kraft tritt. Ebenfalls wurde das Gesetz über Förderung der Zulieferanten der Kfz-Industrie verabschiedet, das eine Rückvergütung von 15% bis 30% an die Fahrzeugfabriken vorsieht, die bei ihren Produkten einen Anteil an lokalen Teilen von mindestens 30% bei Automobilen, 25% bei Nutzfahrzeugen und 15% bei Motoren aufweisen.
***
In den ersten 5 Monaten 2016 wurden 58,7 Mio. Paar Schuhe verkauft, 1,6% weniger als im Vorjahr. Doch der Import erreichte dieses Jahr 9,8 Mio. Paare, 25% mehr als die 7,9 Mio. vom Vorjahr. Dies hat die Consulting-Firma IES ermittelt. Der Schuhexport nahm um 30% auf 174.000 Paare ab. Doch der Wert der Exporte nahm um 42,2% auf u$s 3,6 Mio. ab.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche Schatzscheine (Letes) für u$s 600 Mio. untergebracht. Letes auf 188 Tage wurden zu einem Preis von u$s 98,13 pro u$s 100 Nennwert und zu 3,70% jährlich untergebracht. Bei Letes auf 356 Tage waren es u$s 96,28 zu 3,965%.
***
Die Regierung verhandelt mit der spanischen Abertis, die am 17. Dezember 2015 eine Klage vor dem ICSID-Weltbankschiedsgericht eingereicht hat, die sich auf die Nicht-Einhaltung des Konzessionsvertrages für die Autobahnen bezieht, die die Firma betreibt. Als Alternativen bietet die Regierung eine Tariferhöhung oder eine Vertragsverlängerung. Albertis verwaltet 175 km Autobahnen und Überlandstrassen. Die Kirchner-Regierungen hatten die Mautgebühren eingefroren und somit den Konzessionsvertrag nicht erfüllt. Auch andere Strassenkonzessionäre stellen ein analoges Problem.
***
Die Regierung hat sich verpflichtet, dieses Jahr $ 2,7 Mrd. an die gewerkschaftlichen Sozialwerke zu zahlen, die einen Teil der Schuld an diese darstellen. Angeblich sollen jetzt an die 100.000 Zahlungen erfolgen, die die Sozialwerke gezahlt haben, jedoch vom solidarischen Fonds finanziert werden müssen, den der Staat verwaltet. Es handelt sich dabei um Krankheiten, die eine teure Behandlungen erfordern. Die Regierung erwartet beiläufig dabei, dass es mit den Gewerkschaften nicht zu einem Konflikt kommt, da viele sich schon auf eine zweite Lohnrunde vorbereiten, nachdem die erste erst vor kurzem abgeschlossen worden ist.
***
Die ZB hat die bestehende Höchstgrenze von u$s 5 Mio. für Devisenkäufe und Überweisungen abgeschafft. Lokale Unternehmen können jetzt ohne Schwierigkeiten direkte Investitionen im Ausland vornehmen. Bisher musste sie das mit Kosten verbundene System der Überweisung über Staatspapiere in Dollar („contado con liqui“) verwenden.
***
Im Juli wurden 196.085 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Kleinlaster verkauft, 29,92% unter dem Vorjahr, teil die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comercio Automotor) mit. Im ersten Halbjahr 2016 waren es 715,459 Einheiten, 14,16% unter dem Vorjahr.
***
Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat Klage vor Gericht gegen Sergio Spolski und Matías Garfunkel wegen Hinterziehung von Beiträgen für das Pensionierungssystem bei ihrem Unternehmen „Grupo Veintitrés“ in Höhe von $ 85 Mio. eingereicht, berichtet die Zeitung Clarín mit Berufung auf direkte Information des zuständigen Gerichtes. Dennoch hat die ANSeS die Medien dieser Gruppe bei der Vergebung von Anzeigen stark bevorzugt. Die Zeitungen „Tiempo Argentino“, „El Argentino“, die Rundfunksender „Radio América“, FM Rock & Pop und die Kette CN 23 erhielten 2015 Anzeigen für $ 105 Mio., unverhältnismässig mehr als die wichtigsten Zeitungen des Landes und Rundfunksender und Fernsehsender mit den höchsten Zuhörerzahlen. Ausserdem hat das Staatssekretariat für Medien der gleichen Gruppe 2015 Anzeigen für $ 307 Mio. vergeben, zu denen noch $ 10 Mio. als Tausch von Steuerschulden gegen Anzeigen kommen, was keine gesetzliche Grundlage hat. Die willkürliche Verteilung der staatlichen Werbung unter den Kirchners gehört auch zur Korruption, auch wenn es sich formell nicht um ein Verbrechen handelt, das im Strafgesetzbuch vorgesehen ist. Es ist auf alle Fälle eine gigantische Vergeudung öffentlicher Mittel.
***
Das nationale Strassenbauamt (Vialidad Nacional) funktionierte unter der Kirchner Regierung wie ein rechtswidriger Verband, dessen alleiniges Ziel der Staatsbetrug war. Zu diesem Schluss kam eine Untersuchung der jetzigen Regierung über die Umstände in der Behörde. Die Schlussfolgerungen dieser Untersuchung, die sich mit dem Geschäftspraktiken der Baugesellschaft Austral Construcciones befasste, wurden bereits an die Justiz weitergeleitet. Das Schema, um diese Baufirma immer wieder mit Aufträgen zu begünstigen, wurde auf Spitzenebene der Regierung ausgedacht und funktionierte wie eine gut geölte Maschinerie um Staatsgelder zugunsten von Austral Construcciones umzuleiten. Die Fallstudien beziehen sich auf die Bauaufträge der Landesstrassen 9 und einer Trasse der Bundesstrasse 3, die durch die Provinz Santa Cruz führt. In beiden Fällen konnte nachgewiesen werden, dass Austral Construccciones eine weitaus höhere Summe als veranschlagt in Form einer Vorauszahlung aus dem Strassenbauamt erhielt, für Arbeiten die vor zehn Jahren begonnen aber bislang nicht beendet wurden.
***
Die Regierung hat dem Bausparplan Procrear zu einem zweiten Leben verholfen. Er unterscheidet sich in einigen Punkten vom ersten Programm, welches unter der früheren Kirchner Regierung eingeführt wurde. Er heisst jetz Procrear Solucion Casa Propia, und ist eine Mischung aus der klassischen Hypothek mit einer Laufzeit von bis zu 20 Jahren und einer Verzinsung um jährlich 5%, einer direkte Staatshilfe in einer variablen Höhe zwischen $ 100.000 und $ 300.000 und eigenes Sparguthaben. Zunächst möchte man 25.000 Familien zum Eigenheim mit diesem Instrument verhelfen. Die Regierung hat für dieses Programm die Summe von $ 5 Mrd. veranschlagt.
***
Ab sofort können täglich und nicht mehr nur am Wochenende Handys mit 4G Technologie über den Plan „Ahora 12“ in zwölf zinslosen Quoten gekauft werden. In der gleichen Resolution des Staatssekretariats für den Binnenhandel wird auf die Möglichkeit hingewiesen, zu gleichen Konditionen bereits am Donnerstag und Freitag, Waschmaschinen, Spülmaschinen , Wäschetrockner und Kühlschränke zu kaufen.
***
Die Provinzen werden bis Jahresende Schulden über insgesamt u$s 4,95 Mrd. aufnehmen. Dies geht aus einer Umfrage von Reserach for Traders hervor. Santa Fe wird demnächst Bonds über u$s 1 Mrd. anbieten. Chubut plant, Papiere über u$s 600 Mio. zu platzieren, und Chaco möchte Provinzpapiere über u$s 250 Mio. unterbringen.
***
1600 Arbeiter wurden diese Woche im Renault Werk in Córdoba wegen einer „technischen Pause“ freigestellt. Ebenfalls in Córdoba wird bei Fiat bis Monatsende an nur noch 11 Tage insgesamt gearbeitet. Dieser Zustand dauert schon Monate. Der LKW Fabrikant Iveco hat für die gesamte Woche seine Belegschaft von 500 Arbeitern bedingt durch eine Überproduktion suspendiert. Nicht betroffen sind die Mitarbeiter von Case, New Holland und FPT Industrial, die Agrar bzw. Baumaschinen herstellen. Bei Landwirtschaftsmaschinen ist die Nachfrage dieses Jahr gestiegen, so dass die Fabriken gut ausgelastet snd. Bei Volkswagen wurde am Dienstag nicht gearbeitet.
***
Die Regierung beabsichtigt, drei Konfliktfälle zu beenden, die beim Internationalen Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten, ICSID, von deutschen Firmen eingereicht wurden, um nach langer Zeit wieder Hermesdeckungen - also Exportkreditversicherungen- aus der Bundesrepublik Deutschland zu erhalten. Die Firma Hochtief klagt gegen die Republik Argentinien wegen der Nichterfüllug eines Vertrages zum Bau einer Verbindungsstrasse und Brücke über den Paraná-Fluss, zwischen Rosario und Victoria. Beim zweiten Fall geht es um einen Prozess der Firma Thyssen aus den achtziger Jahren, der sich auf den Bau von U-Booten bezieht, und im dritten Fall geht es um den Gesundheitskonzern Fresenius. Das Unternehmen legte vergangenes Jahr Klage vor dem ICSID ein, um ausstehende Zahlungen des PAMI, dem Gesundheitsministerium und den Provinzen zu erzwingen.
***
Die Regierung setzt ZB-Reserven in Höhe von u$s 3,952 Mrd. ein, um Schulden mit internationalen Finanzinstituten zu tilgen. Die Zahlung entfällt formell auf das Schatzamt, das der ZB Schatzscheine für den entsprchenden Betrag übergibt.
***
Die ZB erhielt bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag Offerten für $ 64,69 Mrd., die praktisch alle angenommen wurden. Somit wurden die Amortisationen bestehender Wechsel für $ 64,14 Mrd. fast ganz ausgeglichen. Die Zinsen blieben bei Lebac auf 35 % Tage (die Lebac für $ 36,43 Mrd. umfassen) unverändert bei 30,25%. Lebac auf 63 Tage wurden zu 29,39% (-0,1 Prozentpunkt) verzinst, bei 98 Tagen zu 28,65% (-0,05%), bei 119 Tagen zu 28,25%, bei 147 Tagen zu 27,80%, bei 203 Tagen zu 27,20% und bei 252 Tagen zu 26,95%. Ab 119 Tagen gab es keine Veränderung.
***
Der Oberste Gerichtshof, dem jetzt die Entscheidung über den Konflikt mit den neuen Gastarifen vorliegt, hat von der Regierung gefordert, dass sie ihm binnen 10 Tagen eine ausführliche Information über die Begründung der Erhöhungen vorlegt. Die Forderung bezieht sich auf die Entwicklung der Tarife ab 2005, die Grundlagen der Festsetzung der neuen Tarife, mit Angabe, ob und wie die Prinzipien der Gradualität und der Progressivität angewendet wurden, und die Begründung des Höchstbetrages, mit Angabe der Summe, die dabei gespart wird.
***
Der Wirtschaftler Carlos Melconian (jetzt Präsident der Banco Nación) und sein Partner Rodolfo Santángelo, wurden bei einer Klage freigesprochen, die der ehemalige Handelssekretär Guillermo Moreno vor fünf Jahren vor Gericht eingebracht hatte. Die Klage bezog sich auf die Bekanntgabe eines Preisindices, der eine viel höhere Zunahme als der des INDEC ergab, der auf Anweisung von Moreno notorisch gefälscht wurde. Moreno beschuldigte Melconian und weitere zehn Wirtschaftler, die auch Presindices bekanntgegeben hatten, darunter auch der gegenwärtige INDEC-Direktor Jorge Todesca und der Innenminister Rogelio Frigerio, dass sie mit ihren Indices wirtschaftliche Unruhe anstifteten. Es spricht nicht für die Richter, dass sie diese absurde Klage erst nach vielen Jahren zurückwiesen. Im Grunde müsste Moreno wegen der Indexfälschung verurteilt werden, die grossen Schaden angerichtet hat.
***
Der Unternehmer Cristóbal López, der eng mit den Kirchners verbunden ist, die direkt oder indirekt an seinen Geschäften beteiligt sind, läuft Gefahr, alles zu verlieren. Er schuldet der AFIP einen Betrag von $ 8 Mrd., plus Zinsen, den er nicht zahlen kann. Umgerechnet zum jeweiligen Wechselkurs ergibt dies über u$s 1 Mrd. Sein Unternehmen Oil Combustibles, das sich besonders mit dem Betrieb von Tankstellen befasst, hatte die Steuer auf Benzin und Dieselöl, die es für Rechnung der AFIP kassierte, nicht kurzfristig abgeführt, wie es das Gesetz bestimmt, sondern einen Zahlungsplan der AFIP erhalten, der die Zahlung in Raten auf mehrere Jahre erlaubte. Das ist jedoch in diesem Fall nicht zulässig, wobei sich der ehemalige AFIP-Direktor Ricardo Echegaray auch dafür verantworten muss, der hier einem Befehl von CFK gehorcht hat. Die AFIP hat Mitte März eine Klage wegen Steuerbetrug vor einem Strafgericht gegen López, seinen Partner Fabián de Souza und ihren Konzern Indalo vorgebracht. Andererseits hat der Richter Esteban Furnari die Aufteilung des Konzerns verboten, bei der López das Unternehmen Oil trennen wollte, so dass dann der Fall mit dem Konkurs der zahlungsunfähigen Oil beendet wäre. López hat jedoch schon den Verkauf seiner Unternehmen eingeleitet, die Glückspiele betreiben, nämlich die Spielmaschinen in Palermo, das Schiffskasino am Hafen von Buenos Aires und zahlreiche andere Kasinos im Landesinneren und allerlei Bingos. Auch andere Verkäufe, wie die der Bank Finansur, befinden sich in Gang. Doch am Mittwoch hat Bundesrichter Julián Ercolini dem Antrag der AFIP stattgegeben, und die Einfrierung sämtlicher Aktiven von Cristóbal López, seines Partners Fabián da Souza und sämtlicher Unternehmen des Indalo-Konzerns verfügt.
***
Die Banken erhöhen im September ihre Gebühren für bestimmte Dienstleistungen im Schnitt um 20%. Die Kunden werden zur Zeit darüber informiert, denn es besteht die Pflicht, eine zweimonatige Frist für solche Ankündigungen zu beachten. Es handelt sich um die zweite Preiserhöhung im Verlauf des Jahres. Bereits im Juni waren die Gebühren um 20% erhöht worden. Doch die Banken dürften keine Provisonen für Sparkonteneröffnung und –erhaltung, auch nicht für damit verbundene Zahlkarten. Auch Überweisungen per Internet oder über einen automatischen Kassierer sind bei physischen Personen gebührenfrei, wie es die ZB im März bestimmt hat. Bei Zahlungen über Internet spart die Bank ohnehin Kosten, so dass sich eine Gebühr erübrigt. In den ersten 4 Monaten 2016 haben die Banken an Provisonen für die Dienstleistungen, deren Gebühren jetzt erhöht werden sollen, $ 23,1 Mrd. eingenommen, wobei jedoch die Verwaltungsausgaben für diese Dienste $ 46,51 Mrd. ausmachten.
***
Die Industrie verzeichnet im Mai einen innerjährlichen Rückgang von 5%. In 5 Monaten 2016 liegt der Rückgang bei 2,9%, hat das Studienzentrum des Industrieverbandes UIA ermittelt. Klammert man das aussergewöhnlich hohe Wachstum im ersten Quartal aus dem Bereich der Ölsaaten aus, so liegt der Rückgang für die ersten fünf Monaten bei 5%. Die Abnahme ist bei fast alle Bereichen aufgetreten. Die einzigen Ausnahkmen von insgesamt zwölf Industrie bereichen waren chemische Produkte sowie Lebensmitteln und Getränke.
***
Der Gouverneur von Rio Negro Alberto Weretilneck unterschrieb eine Absichtserklärung mit dem chinesischen Unternehmen Powerchina um Energierprojekte voranzutreiben. Vorgesehen sei seitens der Chinesen die Suche nach geeigneten Finanzquellen um die Projekte durchzuführen. Die argentinische Seite ist insbesondere an Wasserkraftprojekten interessiert.
***
Die Vizepräsidentin der Weltbank Sri Mulyani hat anlässlich ihres Besuches in Buenos Aires bekanntgegeben, dass die Bank Kredite für Argentinien für u$s 845 Mio. genehmigt habe, davon u$s 600 Mio. zur Finanzierung der Erweiterung des Kindergeldes, u$s 200 Mio. für Bauarbeiten, um die Überschwemmungen wegen des unterirdischen Flusses „Arroyo Vega“ in der Bundeshauptstadt zu verhindern, und u$s 45 Mio. für Innovationsprojekte von kleinen und mittleren Unternehmen.
***
68% der Hersteller von elektrischen Materialien haben während der ersten Jahreshälfte Verkaufseinbussen gehabt. Ausserdem habe der Umsatz gesamthaft einen Rückgang von 31% erlitten.
***
Das Vermögen von Argentiniern und hier wohnhaften Ausländern im Ausland und in Devisen im Inland liegt bei u$s 232,4 Mrd. hat das Statische Amt INDEC brechnet. Innerhalb eines Jahres wuchs dieses Vermögen um u$s 9,94 Mrd. Einbezogen sind Aktiven von Personen und Firmen, die sich im Ausland befinden, Immobilien oder Beteiligungen an Unternehmen. Das Gros des Besitzes (84%) sind Finanzinvestitionen in Staatspapieren oder Aktien über einen Wert von u$s 195,4 Mrd. Beim Rest handelt es sich um Direktinvestitionen (u$s 36,9 Mrd.), Beteiligungen an Unternehmen (u$s 25 Mrd.) und Immobilien (u$s 11,4 Mrd.). Die Berechnungen wurden auf Basis des Auslandsvermögensstatus oder „Net International Investment Position“ durchgeführt. Nach den Berechnungen lag Argentinien bis Jahresende 2015 in einer Gläubigerposition mit u$s 55,38 Mrd. Bei der Ermittlung wird auch der Saldo der Zahlungsbilanz als Kapitalüberweisung angenommen, der sich nicht durch die Leistungsbilanz und die Kapitalbilanz erklärt. Doch dieser Saldo wird durch nicht angegebene Zahlungen verringert, besonders die Differenzen, die bei unterfakturierten Importen bestehen, die in den letzten Jahren auf über u$s 5 Mrd. pro Jahr geschätzt werden können. Somit liegt das Nettovermögen der Personen, die in Argentinien wohnaft sind, erheblich unter obiger Zahl.
***
Zwischen der Steuerbehörde AFIP und der schweizerischen Regierung laufen Gespräche über die automatische Übermittlung von Daten, die sich auf Bankkonten argentinischer Bürger mit Konten in der Schweiz beziehen. Zu diesen Zweck soll AFIP-Direktor Alberto Abad in nächster Zeit in die Schweiz reisen. Zwischen beiden Ländern besteht bereits ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei der Einkommens- und Vermögenssteuer. Die laufenden Gespräche mit der Schweiz erfolgen paralell mit den Verbindungen, die bereits zwischen der US-Regierung und der AFIP erfolgen. Argentinien hat 20 bilaterale Abkommen über Datenaustausch unterschrieben, darunter mit Andorra, Aruba, Bahamas, Bermudas, den Caiman Inseln, Monaco, Uruguay, China, Südafrika und der Schweiz. Die beiden wichtigsten schweizerischen Universalbanken, UBS und Credit Suisse, verschicken zur Zeit Briefe an ihre argentinischen Kunden, und fragen sie, ob ihre Gelder bei der argentinischen Steuerberhörde angemeldet wurden. Das Wirtschaftsministerium geht davon aus, dass all dies einen besonderen Anreiz darstellt, um schwarze Auslandsvermögen weisszuwaschen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In den letzten 12 Monaten sind 77% mehr Nordamerikaner nach Kuba gereist als im Jahr zuvor. Jetzt hat die US-Regierung verfügt, dass ab September direkte Flüge zwischen verschiedenen Städten der USA und Kuba zugelassen werden. Ingesamt sollen es bis zu 20 tägliche Flüge nach Havanna sein. Vorläufig ist der Tourismus nach der Insel noch gesetzlich verboten, im Rahmen des immer noch gültigen Embargos. Doch es werden 12 Kategorien von Reisenden eingeführt, für die der Besuch in Kuba gestattet wird.
***
Das Zuliefergeschäft der chilenischen Bergbauindustrie ist in den vergangenen zwei Jahren um 21% eingebrochen. In dieser Zeit sind 12.000 Mitarbeiter gekündigt worden; weitere 2000 sollen noch bis Jahresende folgen. Nach dem Ende des Superzyklus der Rohstoffe rechnet man in Chile mit einer deutlichen Verbesserung der Kupferpreise erst ab dem Jahr 2019.
***
Die arabische Fluglinie Qatar Airways steigt als Großaktionär bei der lateinamerikanischen Gesellschaft Latam Airlines ein. Nach ihrer Beteiligung an der British-Airways-Mutter IAG wollen sich die Araber im Zuge einer Kapitalerhöhung mit bis zu 10% an Latam Airlines beteiligen. Die Kapitalerhöhung liegt bei u$s 613 Mio. Latam Airlines mit Sitz in Chile war aus dem Zusammenschluss der chilenischen LAN und der brasilianischen TAM entstanden. (dpa)
***
Der Flugzeugbauer Airbus hat einen Grossauftrag aus Lateinamerika erhalten. Der Luftfahrtkonzern Synergy hat für seine Fluglinie Avianca Brasil 62 Mittelstreckenjets aus der Modellfamilie A320neo bestellt. Laut Preisliste hat der Auftrag einen Gesamtwert von rund u$s 6,7 Mrd. - je nachdem, um welche Varianten des Flugzeugs es sich handelt. Allerdings sind bei grossen Flugzeugbestellungen hohe Rabatte üblich. (WELT )
***
Wegen neuer Rechtsvorschriften stellt der umstrittene Mitfahrdienst Uber am 24. Juli seine Aktivitäten in Ungarn vorläufig ein. Im Juni hatte das Parlament ein Gesetz verabschiedet, dass die Blockade von Apps privater Transportdienste ermöglicht. Es soll diesen Monat in Kraft treten. Die Abgeordneten reagierten damit auf Forderungen von Taxifahrern. Diese verlangten ein Verbot des US-Anbieters und kritisierten, dass sich die Uber-Fahrer nicht an die Regeln halten müssten, die für herkömmliche Taxifirmen gälten. Uber zufolge nutzen allein in Budapest mehr als 160‘000 Menschen das Angebot. (dpa)
***
Die US-Bank Citi, mit Sitz in New York, hat beschloss binnen eines Monats die Konten der ZB von Venezuela und der Bank on Venezuela zu schliessen. Damit wurden die hundertjährigen Beziehungen mit dem Staat Venezuela abgebrochen. Präsident Nicolás Maduro bezeichnete die Massnahme als „finanzielle Blokade“. Citibank war bisher sehr aktiv bei Devisen- und Aussenhandelsgeschäften von Venezuela tätig gewesen, die jedoch durch die extreme Devisenbewirtschaftung sehr kompliziert geworden waren. Jetzt befüchtet die Bank einen Default. Ebenfalls hat sich die US-Firma Kimberley Clark, die Papier für Toiletten und Küchengebrauch u.dgl. erzeugt, aus Venezuela zurückgezogen. Die Regierung hat daraufhin die Besetzung der Firma angekündigt, damit sie weiter produziert, was sie jedoch wegen Mangel an Rohstoffen, deren Import nicht zugelasen wird, nicht tun kann.
***
Eine Studie der britischen Zeitschrift „Times Higher Education“ hat ergeben, dass die brasilianischen Universitäten von Sao Paulo und Campiñas den ersten und zweiten Platz bei der Qualität der Ausbildung in Lateinamerika einnehmen. 23 brasilianische Universitäten befinden sich innerhalb der 50 besten in der Gegend. An dritter Stelle steht die katholische Universität von Chile und an vierter das technologische Institut von Monterrey und die Universität von Mexiko (UNAM).
***
Geschäftsnachrichten
IRSA
Dieses Immobilienunternehmen, das vornehmlich Shopping-Centers betreibt, und von Eduardo Elsztain kontrolliert wird, hat ihre Beteiligung an Ogden von 50% auf 70% aufgestockt, wobei Diego Finkelstein 30% behält. Ogden besitzt 50% der Gesellschaft „La Rural S.A.“, die das grosse Ausstellungsgelände in Palermo betreibt, wo die traditionelle landwirtschaftliche Ausstellung stattfindet. Die anderen 50% gehören dem Verband „Sociead Rural Argentina“ (SRA), der das Gelände früher in Konzession betrieb und es 1991 für etwa u$s 30 Mio. kaufte. Präsident Carlos Menem hatte damals den Verkauf verfügt, mit der Auflage, dass das Gelände nur als Ausstellungsraum eingesetzt werden durfte, was den Preis erheblich drückte. Die SRA musste dann einen Partner suchen, um das Gelände auszubauen, so dass jetzt auch viele andere Ausstellungen dort stattfinden, u.a. die Buchausstellung, die mehr Besucher anzieht, als die der Landwirtschaft. Ausserdem wird eine Automobilausstellung und noch viele andere veranstaltet. Die Landwirtschaftsausstellung beansprucht das Gelände ohnehin nur für einen Monat, wenn man Vorbereitungen hinzuzählt. Am 20. Dezember 2012 hat die Regierung von CFK den Verkauf von 1991 annulliert, mit dem Argument, dass der gezahlte Preis zu niedrig gewesen sei. Die „Sociedad Rural Argentina“ hat daraufhin Klage vor Gericht eingereicht, und der Oberste Gerichtshof hat die Annulierung zunächst eingefroren. Es wird erwartet, dass er sie jetzt ganz ausser Kraft setzt. Denn einmal ist eine Annullierung nach 21 Jahren nicht rechtsgültig, und dann war der Preis vom zuständigen Regierungsamt („Tribunal de Tasaciones“) festgesetzt worden. Ausserdem wurde der Zweck des Verkaufs, nämlich Investitionen für weitere Ausstellungen zu fördern, voll erfüllt.
Howard & Johnson
Diese Hotelkette, die zum US-Konzern Wyndham Hotel gehört, hat eine neues Hotel in Chascomús, Provinz Buenos Aires, eingeweiht, das eine Investition von u$s 12 Mio. darstellt. Das Hotel liegt an der Lagune, verfügt über 120 Zimmer und ein Konventionszentrum Es handelt sich um dass 33. Hotel dieser Kette in Argentinien, wobei vorgesehen ist, weitere 27 im Land zu errichten. Bei der Einweihung waren Tourismusminister Gustavo Santos, und auch der entsprechende Minister der Provinz Buenos Aires, Ignacio Crotto, der Bürgermeister von Chascomús, Javier Gastón, und der Präsident von Howard Johnson Argentina, der ehemalige Deputierte (Ucedé), Alberto Albamonte, anwesend.
Nissan
Dieses japanische Unternehmen hat mit der Provinzregierung von Córdoba ein Abkommen unterzeichnet, in dem es sich verpflichtet, u$s 500 Mio. zu investieren, um in der Fabrik ihres Partners Renault in Córdoba ab Mitte 2018 ein neues Modell eines Nutzfahrzeugs herzustellen, der Nissan NP300 Frontier, der jetzt aus Mexiko importiert wird. Die Provinzregierung wird einen Teil der Löhne und der Stromkosten subventionieren. Mit diesem Projekt sollen direkt und indirekt 3.000 Arbeitsplätze geschaffen werden. Nissan beabsichtigt, 70.000 Einheiten jährlich des neuen Modells zu erzeugen.
Cencosud
Die Familie Paulmann veräussert 5% des Aktienpakets des Cencosud-Konzerns. Der Gruppe, dessen Präsident Horst Paulmann ist, gehören in Argentinien die Supermarktketten Jumbo, Disco und VEA, der Shoppingcenter Unicenter sowie der Supermarkt für Haushaltsausstattung Easy an. Die Aktien werden in den USA und dem Stammland der Firma, Chile, zugeschlagen. Angeblich beabsichtigt Paulmann, mit der Veräusserung die Schuldenlast des Konzerns abzubauen.
Nobleza Piccardo
Diese multinationale Firma, die einen bedeutenden Anteil am lokalen Zigarettenmarkt hat, und aus der Fusion der lokalen Filiale der British American Tobacco, die Nobleza hiess, mit der lokalen Piccardo, entstanden ist, hat jetzt beschlossen, ihre lokale Bezeichnung der des internationalen Konzerns anzugleichen, so dass sie jetzt „British American Tobacco Argentina„ heisst. Damit wird die korporative Marke jetzt in 180 Ländern angewendet.
Louis Dreyfuss Company
Dieser internationale Getreidehändler hat die Erweiterung seiner in Konzession betriebenen Hafenanlage in Bahía Blanca vollendet. Dies schliesst einen Tiefseehafen, eine Anlage zur Behandlung von Getreide und Ölsaat, vier neue Lagerhäuser mit je 5.800 Tonnen Kapazität, eine neue Umschüttungsplattform und ein neues System von Transportbändern ein. Die letzte Etappe der Investition betrug u$s 16 Mio., wobei der Gesamtbetrag, der im Hafen investiert wurde, u$s 76 Mio. ausmacht. Dieser Hafen kann jetzt 400 Lastwagen pro Tag empfangen und insgesamt 120.000 Tonnen Getreide und Ölsaat lagern. Bei der Einweihung der neuen Anlage waren Präsident Mauricio Macri, die Gouverneurin María Eugenia Vidal, Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile u.a hohe Beamte anwesend. Ebenfalls war Marguerite Louis Dreyfuss, Präsidentin des Holdings, anwesend. Der lokale Präsident der Firma, Gonzalo Ramirez Martiarena, stelle diese Investition im Rahmen einer sehr optimistischen Aussicht für die argentinische Landwirtschaft dar.
Techint
Dieses multinationale Unternehmen, mit Hauptsitz in Argentinien, hat nach 4 Jahren Bauzeit in Verbindung mit der spanischen Sener eine Anlage für die Umwandlung von verflüssgtem Gas in normales Gas in Dünenkirchen, in Nordfrankreich, fertiggestellt. Es ist die weltweit grösste und modernste Anlage dieser Art, und die Investition lag um die E 1 Mrd. Das Gas, das hier geliefert wird, soll 20% des Konsums von Frankreich und Belgien decken. Während der Bauperiode wurden 1.800 Arbeitskräfte beschäftigt.
MasterCard
Dieses Kredit- und Zahlkartenunternehmen hat eine neue Karte ausgegeben, benannt Avanta, die für Personen bestimmt ist, die kein Bankkonto haben. Bei dieser Karte muss jeweils ein Betrag aufgeladen werden, der vorher bezahlt wird.
Wirtschaftsübersicht
Der Konfikt mit dem Sprung beim Gastarif
Die Erhöhung des Gastarifs hat zu einem phänomenalen sozialen Konflikt geführt. Zur Tariferhöhung kam noch die Tatsache hinzu, dass die letzten Monate viel kälter als in den Vorjahren waren, so dass auch mehr Gas verbraucht wurde. Somit stieg der Betrag der Rechungen in vielen Fällen von einem Bimester zum anderen auf das zehnfache und sogar auf über das 20fache. Plötzlich erhielten Haushalte, die bisher unter $ 200 pro Bimester gezahlt hatten, eine Rechnung von über $ 3.000 und gelegentlich auch über $ 5.000. Die Gasrechnung war in vielen Fällen einfach unbezahlbar geworden. Der Sprung von einem stark subventionierten Tarif, der absurd niedrig war, auf einen realistischen, hatte, wie zu erwarten war, eine Schockwirkung, auf die sich die Regierung nicht vorbereitet hatte. Offensichtlich wurde improvisiert, voreilig gehandelt und das Thema nicht zu Ende gedacht.
Es wurde auch ein Sozialtarif eingeführ,t der erheblich niedriger ist, der laut Minister Aranguren um die 1,5 Mio. Haushalte umfasst, wobei jedoch auch eine Zahl von 2,5 Mio. genannt wurde. Genau weiss die Regierung auch nicht, wie viele es sind. Angeblich soll das Verfahren, um diesen Tarif zu erhalten, schnell abgewickelt und in bestimmten Fällen vereinfacht werden. Den Sozialtarif umfasst Personen, die in sozialen Programmen eingeschlossen sind, Rentner, deren Pension unter zwei Mal der Mindestpension liegt, Arbeitnehmer, deren Lohn unter zwei Mal dem Mindestlohn liegt, Behinderte, Einheitssteuerzahler, Haushaltsangestellte und diejenigen, die die Arbeitslosensubvention beziehen. Diejenigen, die somit diese Bedingungen nicht erfüllen, aber dennoch ein niedriges Einkommen aufweisen, z.B., 2,2 Mal den Mindestlohn, düften jetzt besonders stark protestieren. Es werden sicherlich viele kritische Fälle verbleiben, für die eine Lösung geschaffen werden sollte.
Die Regierung hat dann wegen des massiven Protestes einen Rückzieher vollzogen, und die Tariferhöhung auf 400% begrenzt. Doch wenn gleichzeitig 50% mehr Gas verbraucht wird, wie es in vielen Fällen geschehen ist, dann steigt die Rechnung um 600%, und gegenüber den Sommermonaten, wenn der Gaskonsum auf ein Minimum sinkt, um noch mehr. Im Juni lag der Gaskonsum bei ärmeren Haushalten um 19% und bei wohlhabenderen um 50% über dem Vorjahr. Da der Protest weiterging, hat Minister Juan José Aranguren am Dienstag in einer Pressekonferenz, in Begleitung von Kabinettschef Marcos Peña und Justizminister Germán Garavano eine weitere Konzession an die Verbraucher bekanntgegeben: die Zunahme von 400%, bzw. 500% für Kleinunternehmen, bezieht sich auf die Rechnung für das entsprechende Bimester des Vorjahres, ohne den höheren Konsum zu berücksichtigen. Aranguren gab ein Beispiel: ein Konsument, bei dem die Rechnung von $ 300 im Vorjahr auf $ 3.000 dieses Jahr gestiegen war, zahlt jetzt nur $ 1.500. Die Tatsache, dass hier der höhere Konsum nicht berücksichtigt wird, widespricht der Sparpolitik, die die Regierung befürwortet. Aranguren erklärte, es sei nicht möglich, diesen Winter mehr Gas zu importieren, und andererseits könne man die Gasversorgung auch nicht unterbrechen, wie beim Strom, weil dies gefährlich sei. Ein schwieriges Dilemma! Doch auf der anderen Seite wird der erhöhte Gasverbrauch jetzt belohnt.Wer doppelt so viel Gas wie im Vorjahr konsumiert, zahlt pro cbm die Hälfte. Die Lösung, die getroffen wurde, ist einfach falsch: der Tarif müsste bei geringem Konsum niedrig sein, und dann bei höherem Konsum progressiv steigen, ohne den Gesamtbetrag der Rechnung zu begrenzen.
In mehreren Provinzen haben Konsumentenverbände u.a. Klage vor Gericht eingereicht, und Urteile zu ihren Gunsten erhalten, die die Tariferhöhungen für ungültig erklärten, meistens mit dem Argument, dass das Gesetz die Durchführung einer öffentlichen Audienz vorschreibe, die nicht erfolgt sei. Das ändert jedoch nichts an der Entscheidung der Regierung, da in diesen Audienzen, bei denen Vertreter von Konsumentenschutzverbänden u.a. einberufen werden, keine für die Regierung verbindliche Beschlüsse gefasst werden. Diese Audienzen sind im Wesen rein informativ, und dienen den zuständigen Beamten eventuell, um Fehler zu korrigieren oder extreme Situationen zu berücksichtigen. Es wurde nicht erklärt, warum die Audienz nicht durchgeführt wurde. Jetzt soll eine im Oktober stattfinden, was auch merkwürdig erscheint, weil diese Audienzen vor der Tarifänderung vollzogen werden sollten.
In der Provinz Buenos Aires ging die Kammer so weit, die Tariferhöhung für das ganze Land rückgängig zu machen, was merkwürdig erscheint und juristisch auf schwachen Füssen steht. Die Nationalregierung hat einen Rekurs vorgelegt, und der Fall liegt jetzt dem Obersten Gerichtshof vor, der wahrscheinlich erst im August ein Urteil fällen wird. Inzwischen dürfte die Regierung sich bemühen, den Konflikt weiter zu entschärfen, um dem Obersten Gerichtshof ein Urteil zu erleichtern, das der Regierung die Befugnis anerkennt, den Gastarif festzusetzen. Im Wesen ist das Thema nicht judiziabel, weil es sich um eine wirtschaftliche und soziale Angelegenheit handelt und nicht um eine Verletzung des Gesetzes.
Das Grundproblem besteht hier darin, dass Gas in den letzten Jahren real viel teurer geworden ist. In Dollar berechnet stieg der Preis durchschnittlich ab 2003 auf etwa das Dreifache. Als Néstor Kirchner als Präsident antrat, konnte der interne Konsum voll mit lokal gefördertem billigem Gas gedeckt werden, und es wurde auch noch Gas nach Chile exportiert. NK hatte damals den Gaspreis in Pesos eingefroren, so dass er nach der Abwertung, die der Aufgabe der Konvertibilität im Jahr 2002 folgte, in Dollar sehr niedrig war. Dieser niedrige Preis, der in den folgenden Jahren nur wenig erhöht wurde, hat dazu geführt, dass die Forschung nach neuen Gasvorkommen erlahmte. 2007 hat die Regierung dann ein System mit einem viel höheren Preis für Gas aus neuen Lagern eingeführt, das eine begrenzte Wirkung hatte. Die gesamten Gasreserven sind ab 2003 auf die Hälfte gesunken. Später wurde das grosse Schiefergaslager „Vaca Muerta“, in Neuquén, entdeckt. Doch dieses Gas ist viel teurer als das aus konventionellen Lagern.
Im Grunde ist jetzt eine Illusion zu Ende gegangen, die 1978 aufkam, als das grosse Gaslager von „Loma de la Lata“ in Neuquén entdeckt wurde. Jahrelang wurde davon ausgegangen, dass Argentinien über Gas im Überfluss verfügt, so dass auch eine Leitung für den Gasexport nach Chile gebaut wurde, was aus heutiger Sicht unvernünftig war. Gewiss verfügt Argentinien über viele noch nicht gründlich erforschte und ausgebeutete Gaslager, abgesehen von „Vaca Muerta“. Aber diese erfordern einmal hohe Investitionen, mit dem Risiko, dass in vielen Fällen kein Gas gefunden wird, und dann ist die Ausbeutung viel teurer als bei den bisherigen Lagern.
Seit 2003 ist die Gasförderung um 25% gefallen, wobei der Konsum um über 40% gestiegen ist. Das bedeutet, dass jetzt etwa die Hälfte des Gaskonsums mit Importen gedeckt wird, bei steigender Tendenz. Gas aus Bolivien ist über doppelt so teuer wie das lokal geförderte (zum bisherigen Preis) und das verflüssigte Gas, das per Schiff importiert wird, ist mehr als vier Mal so teuer. Jetzt wurde ausserdem noch Gas aus Chile importiert, das angeblich noch teurer ist. Doch dank der Gasleitung, die früher für den Gasexport eingesetzt wurde, konnte diese Gaslieferung unmittelbar erfolgen und dazu beitragen, das Problem des hohen Winterkonsums zu lösen. Ohnehin werden im Winter die Wärmekraftwerke und einige Unternehmen von Gas auf Heizöl oder Dieselöl umgestellt, um Haushalte und Unternehmen beliefern zu können.
Das Energieministerium hat jetzt den Preis für die lokalen Produzenten stark erhöht, und auch die Marge des Ferntransports und der Verteilung in Dollar angehoben. Der Preis wurde von u$s 2,60 je Mio. BTU („british termic units“), der Einheit, mit der Gas gemessen wird, auf u$s 4,50 bis u$s 5 erhöht, also um 75% bis 90%. Mit diesem real stark erhöhten Preis soll die lokale Gasförderung angeregt werden, wobei dieses Gas auf alle Fälle etwa ein Drittel des importierten Gases kostet, das per Schiff importiert wird. Wenn es gelingt, in einigen Jahren den Import auf das bolivianische Gas zu beschränken, dann spart das Schatzamt Geld, und die Handelsbilanz wird um mehrere Milliarden Dollar entlastet. Der irreal niedrige Preis, der 2003 festgesetzt wurde, führt jetzt zu einem überhöhten Preis, der nicht notwendig gewesen wäre, wenn damals ein vernünftiger Preis festgesetzt worden wäre, der die Weiterführung der Forschung und Ausbeutung neuer Lager gefördert hätte. Zur drastischen Verteuerung in Dollar kommt dann noch die interne Inflation hinzu.
Die Regierung hat es versäumt, den Fall eingehend zu erklären. Erst bei der Pressekonferenz vom Dienstag wurden bestimmte Aspekte des Themas erläutert, ohne jedoch die Energieproblematik in ihrer vollen Tragweite zu erklären. Unbegreiflich! Die Bevölkerung muss über die Tatsache aufgeklärt werden, dass das Gas real, also in Dollar, viel teurer geworden ist, dass die Erhöhung der lokalen Produktion einen höheren Preis erfordert, und dass die Einnahmen aus den Tarifen auch nach der Erhöhung nicht die vollen Kosten decken, so dass immer noch ein Zuschuss des Schatzamtes notwendig ist. Laut Aranguren deckt der Tarif jetzt 70% der Gaskosten, wobei er jedoch nicht erklärte, ob er sich auf den Konsumenten bezog, der den vollen Tarif zahlt, oder ob er eine Gesamtrechnung mit Einschluss der Bezieher des Sozialtarifs gemacht hat. Es wurde erwähnt, dass die Staatsfinanzen mit der Tariferhöhung um $ 40 Mrd erleichtert werden, wobei die Subvention für den Sozialtarif $ 12 Mio. kosten soll. Wenn wir es richtig verstehen, verbleibt dann eine Ersparnis von $ 28 Mrd.
Ebenfalls muss darauf hingewiesen werden, dass das Flaschengas, das vornehmlich in ärmeren Gegenden des Landes verbraucht wird, das vielfache des Leitungsgases kostete und auch nach der Tariferhöhung viel teurer ist, und dass das Gas in den Nachbarländern viel teurer als in Argentinien ist. Vor der Tariferhöhung kostete Gas für Haushalte in Chile fünf Mal so viel wie in Argentinien, und in Brasilien 15 Mal so viel. Auch nach der Erhöhung zahlen die Konsumenten in jenen Ländern in Dollar mehr als wir.
Argentinien hat bei seinem gesamten Energiekonsum einen anormal hohen Anteil an Gas, wie er sonst in keinem Land der Welt besteht. Das muss jetzt geändert werden, mit Schwerpunkt auf umweltfreundliche Energieformen, wie an erster Stelle Wasserkraftwerke, Windkraftwerke und Solaranlagen. Dies erfordert jedoch höhere Investitionen pro Kw als bei Wärmekraftwerken, ganz besonders bei Windkraftwerken. Die Welt bietet heute mit niedrigen Zinsen die finanzielle Voraussetzung für den Bau dieser Kraftwerke. Doch das erfordert, dass sich Argentinien voll in die grosse Welt integriert, und beiläufig auch, dass die Illusion des billigen Gases und der billigen Energie aufgegeben wird.
Wirtschaftsübersicht
Die Justizproblematik und das Verhalten der Richter
Viele Gerichtsverfahren, die sich auf die Kirchner-Korruption und die ihrer hohen Beamten und Strohmänner wie Lázaro Báez oder K-Unternehmer wie Cristóbal Lopez beziehen, wurden schon unter der Regierung von CFK eingeleitet, in einigen Fällen vor vielen Jahren, jedoch von den zuständigen Richtern einfach liegen gelassen, oder durch prozessale Schikanen hinausgeschoben. In anderen Fällen wurden Urteile zu Gunsten der Kirchners und ihrer Freunde gefällt, ohne die erforderten Untersuchungen. So hatte der unlängst zurückgetretene Richter Norberto Oyarbide die notorisch falsche Steuer- und Vermögenserklärung von CFK in Windeseile für richtig erklärt, ohne eine Buchprüfung und eine Erklärung für viele Ungereimtheiten zu fordern. Jetzt soll eine Untersuchung über all diese Themen erfolgen, die dem Richterrat vorgelegt wird, der dann entscheidet, ob die Richter, die dieser Unregelmässigkeiten schuldig befunden wurden, abgesetzt werden. Es besteht allgemein kaum ein Zweifel, dass die meisten der 12 Bundesrichter und auch andere Richter abgesetzt werden müssten.
Die Kirchners hatten die Richter von Anfang an unter Druck gesetzt. Francisco Javier Fernández, der formell bei der allgemeinen Kontrollstelle tätig war, die vom Parlament abhängt (“Auditoría General de la Nación”), erledigte diese Arbeit mit Hilfe von Daten, die ihm der Meisterspion der SIDE (Secretaría de Inteligencia del Estado) heute AFI (“Agencia Federal de Inteligencia”), Antonio Stiuso, übergab. Das Buch von Gerardo Young, “Código Stiuso”, erläutert dies in Einzelheiten. Für viele Richter wäre es peinlich, wenn bestimmte Geschehnisse ihres Privatlebens oder auch ihres Verhaltes in der Justiz veröffentlicht werden. Das haben Néstor und Cristina Kircher ausgenutzt.
Indessen kann kein Richter sein Verhalten mit diesem offenen K-Druck rechtfertigen. Richter, die Befehle des Präsidenten befolgt haben, haben ein Verbrechen begangen, und das Prinzip der Unabhängigkeit der Justiz verletzt. Sie müssen abgesetzt werden, auch als Signal für das Verhalten sämtlicher Richter. Zu diesem Zweck hat die Verfassungsreform von 1994 den Richterrat geschaffen, der jedoch in den letzten Jahren untätig war, weil die Regierung ausreichende Vertreter hatte, um eine Pattsituation zu schaffen. Jetzt sollte der Rat besonders aktiv werden, wobei die Regierungskoalition die Mehrheit hat und ihr nur eine Stimme für die Zweidrittelsmehrheit fehlt, die für die Absetzung eines Richters notwendig ist. Doch diese Stimme kann sie bestimmt erhalten, nachdem die “Front für den Sieg” in Stücke zerissen wurde. Bisher ist jedoch nichts geschehen, wobei sich Richter, die unter der vergangenen Regierung die K-Verfahren liegen liessen, sie jetzt beschleunigen, damit sie nicht abgesetzt werden.
Argentinien braucht eine gute und unabhängige Justiz, einmal, weil dies zu den Grundpfeilern einer zivilisierten Gesellschaft gehört, und dann auch, weil es ein Bestandteil einer gut funktionierenden und effizienten Wirtschaft ist. Staaten, die wirtschaftlich am meisten fortgeschritten sind, verfügen auch über eine gute Justiz, während Staaten, die Mängel bei der Justiz aufweisen, wirtschaftlich zurückgeblieben sind. Eine schlechte Justiz verursacht zusätzliche Kosten und Risiken, und beeinträchtigt schliesslich den Wohlstand der Gesellschaft.
Es sollte bei der Revision (“Auditoría”) des Verhaltens der Richter, also zunächst der Bundesrichter und dann auch anderer, nicht nur darum gehen, dass sie Klagen, die die Kirchners und ihre Bande betrafen, einfach liegen liessen, oder sonst die Kirchners u.a. begünstigten, sondern auch um notorische Verletzungen der Rechtsordnung. So bestimmt z.B. das Gesetzbuch über Strafverfahren, dass die Präventivhaft nur für zwei Jahre verhängt werden kann, und eventuell noch zwei Mal um je sechs Monate verlängert werden kann, was insgesamt drei Jahre ausmacht. Danach muss sie aufgehoben werden, auch wenn der Prozess weitergeht. Es gibt keine Ausnahmen. Dennoch besteht die Präventivhaft bei vielen Militärs schon über 10 Jahre, wobei die meisten in Gefängnissen sitzen oder Hausarrest haben. Die Richter sollten sich für dieses illegale Verhalten verantworten müssen. Ebenfalls sitzen noch viele Militärs mit über 70 Jahren in Gefängnissen, obwohl das Gesetz in diesen Fällen Hausarrest bestimmt. Unter den Kirchners ist die Rechtsordnung zur Verfolgung entartet. Es gibt noch viel mehr Missachtungen der Rechtsordnung, die Militärs und auch andere betreffen, die bei einem Richter nicht geduldet werden sollten. Z.B werden die Fristen, die für Urteile allgemein vorgesehen sind, allgemein nicht eingehalten. Das Mindeste, was man von einem Richter fordern muss, ist, dass er sich strikt an die Verfassung, die Gesetze und Dekrete hält, die in den wesentlichen Aspekten eindeutig sind und keine unterschiedliche Interpretation zulassen, und besonders keine politische.
Beiläufig sollte auch die Entwicklung des privaten Vermögens der Richter untersucht werden. Da sie keine Gewinnsteuer zahlen, was auf einer fragwürdigen Interpretation der Verfassung beruht, werden sie vom Steueramt nicht kontrolliert. Dennoch unterstehen sie der allgemeinen Steuergesetzgebung und müssen somit ihren Vermögenszuwachs mit ihrem Einkommen in Einklang bringen. Und das dürfte mehreren Richtern gewiss nicht gelingen.
Abgesehen von dieser bitter notwendigen Bereinigung der Justiz, sollte auch an grundsätzliche Reformen gedacht werden. Justizminister Germán Garavano gehörte vorher dem Verein FORES an, der sich seit Jahren mit Justizreformen befasst und eine hervorragende Arbeit geleistet hat. Somit sollte er jetzt in die Praxis umsetzen, was er vorher befürwortet hat. Wie bekannt wurde, wird schon intensiv an vielen Projekten gearbeitet, die nach und nach dem Kongress übergeben werden.
Es bedarf besonders einer Reform der Arbeitsjustiz, die von den Gewerkschaften beherrscht wird und sehr korrupt ist, und dabei in äusserst fragwürdiger Form urteilt. Dadurch werden die Kosten der Beschäftigung von Arbeitskräften erhöht und die Einstellung von Arbeitskräften wird gehemmt, was besonders jetzt unerwünscht ist. Den Arbeitsrichtern ist es gelungen, dass hervorragende Gesetz über Arbeitsunfälle und –krankheihten vom Jahr 1996 so auszulegen, dass überall gerichtliche Konfliktfälle bestehen, die das Gesetz schon gelöst hat. Während die Zahl der Arbeitsunfälle und –krankheiten in den 20 Jahren des Bestehen des Gesetzes drastisch gesunken ist, und jährlich weiter abnimmt, ist die Zahl der Prozesse unter den Kirchners explosiv gestiegen, und nimmt weiter zu.
Schliesslich fehlt noch der Durchbruch der Informatik. Auf diesem Gebiet sollte auch der Modernisierungsminister Andrés Ibarra tätig sein. Wenn die Gerichtsverfahren voll per Computer und Internet abgewickelt werden, dann brauchen einmal die Anwälte nicht mehr ständig die Gerichte besuchen, womit sie bei ihrer Arbeit entlastet werden. Sie können per Internet erfahren, wie das Verfahren weitergeht, und ihre Schriften auch auf diese Weise einbringen. Auch für die Gerichte wird die Arbeit dabei erleichtert, so dass diese dann mit weniger Personal auskommen. Dabei können Gerichstakten dann nicht mehr gefälscht, verstümmelt, verloren gehen oder direkt gestohlen werden, wie es jetzt gelegentlich geschieht. Man braucht auf diesem Gebiet nichts zu erfinden. Man muss nur nachmachen, was in den USA u.a. Staaten schon gut funktioniert.
Es geht jetzt zunächst um die Wiederherstellung des Rechtsstaates, den die Kirchners stark beschädigt haben. Doch im Grunde geht es um mehr als das, nämlich um die Schaffung eines modernen gut funktionierenden Rechtssystems.